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Verordnung 

über die Wahl der Vertreter der Beschäftigten 


in den Verwaltungsräten der Sparkassen

(Sparkassenwahlverordnung Beschäftigte –


SpkWBV) 


Vom 3. Juni 2008 

Auf Grund des § 11 Abs. 4 des Brandenburgischen Sparkassen­
gesetzes vom 26. Juni 1996 (GVBl. I S. 210) verordnet der Mi­
nister der Finanzen im Einvernehmen mit dem Minister des In­
nern: 
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Abschnitt 1

Wahlberechtigung, Wählbarkeit 


§ 1 
Wahlberechtigung 

(1) Wahlberechtigt sind Beschäftigte der Sparkasse, die am 
Wahltag die Wahlberechtigung zum Personalrat der Sparkasse 
nach dem brandenburgischen Landespersonalvertretungsgesetz 
besitzen. Hiervon mitumfasst sind Beschäftigte, deren Arbeits­
verhältnis aus Gründen des Mutterschutzes, der Elternzeit oder 
ähnlichen Gründen vorübergehend ruht. 

(2) Nicht wahlberechtigt sind Beschäftigte, die am Wahltage 
seit mehr als sechs Monaten unter Wegfall der Bezüge beur­
laubt sind oder sich in der Freistellungsphase einer Altersteil­
zeit im Blockmodell befinden sowie Mitglieder und stellvertre­
tende Mitglieder des Vorstandes nach § 19 Abs. 1 Satz 2 des 
Brandenburgischen Sparkassengesetzes. 

§ 2 
Wählbarkeit 

(1) Wählbar sind Beschäftigte der Sparkasse, die am Wahltag 
die Wählbarkeitsvoraussetzungen zum Personalrat der Spar­
kasse erfüllen. 

(2) Nicht wählbar sind Mitglieder, stellvertretende Mitglieder 
und Verhinderungsvertreter des Vorstandes der Sparkasse. 

Abschnitt 2

Regelmäßige Wahlen


§ 3 
Wahlvorstand 

(1) Der Personalrat der Sparkasse bestellt spätestens zwölf Wo­
chen vor Ablauf der Amtszeit der weiteren Mitglieder des Ver­
waltungsrats mindestens drei wahlberechtigte Beschäftigte als 
Wahlvorstand und je einen von ihnen als Vorsitzenden und als 
dessen Stellvertreter. 

(2) Besteht bei der Sparkasse kein Personalrat oder bestellt der 
Personalrat den Wahlvorstand nicht, so bestellt der Vorstand 
der Sparkasse den Wahlvorstand, den Vorsitzenden und dessen 
Stellvertreter. 

(3) Der Wahlvorstand gibt die Namen seiner Mitglieder unver­
züglich nach seiner Bestellung durch Aushang bis zum Ab­
schluss der Wahlhandlung bekannt. 

(4) Der Wahlvorstand führt die Wahl durch; er hat sie unverzüg­
lich nach seiner Bestellung einzuleiten. Er kann wahlberechtigte 
Beschäftigte als Wahlhelfer zu seiner Unterstützung bestellen. 

(5) Der Wahlvorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte seiner Mitglieder anwesend sind. Er fasst seine Be­
schlüsse mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit ent­
scheidet die Stimme des Vorsitzenden. 
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(6) Der Vorstand der Sparkasse hat den Wahlvorstand bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen, insbesondere die 
notwendigen Unterlagen zur Verfügung zu stellen und die er­
forderlichen Auskünfte zu erteilen. 

§ 4 
Wählerverzeichnis 

(1) Der Wahlvorstand stellt ein Verzeichnis der wahlberechtig­
ten Beschäftigten (Wählerverzeichnis) auf. Er hat dieses Ver­
zeichnis bis zum Abschluss der Wahlhandlung auf dem Lau­
fenden zu halten und zu berichtigen. 

(2) Das Wählerverzeichnis ist mindestens vom zwölften Ar­
beitstag bis zum zweiten Arbeitstag vor dem Wahltag während 
der Dienststunden durch Aushang, Auslegung, Übersendung 
oder in sonstiger geeigneter Weise bekannt zu machen. 

(3) Jeder Beschäftigte kann innerhalb der Bekanntmachungs­
frist beim Wahlvorstand schriftlich Einspruch gegen die Rich­
tigkeit des Wählerverzeichnisses einlegen. 

(4) Über den Einspruch entscheidet der Wahlvorstand unver­
züglich. Die Entscheidung ist dem Beschäftigten, der den Ein­
spruch eingelegt hat, und dem durch den Einspruch Betroffe­
nen unverzüglich, spätestens am Arbeitstag vor dem Wahltag, 
schriftlich mitzuteilen. Ist der Einspruch begründet, hat der 
Wahlvorstand das Wählerverzeichnis zu berichtigen. 

§ 5 
Wahlausschreiben 

(1) Der Wahlvorstand erlässt spätestens sechs Wochen vor dem 
Wahltag ein Wahlausschreiben. Es ist von sämtlichen, im Aus­
nahmefall von mindestens zwei Mitgliedern des Wahlvorstan-
des zu unterzeichnen. 

(2) Das Wahlausschreiben muss folgende Angaben enthalten: 

1.	 den Ort und den Tag seines Erlasses, 

2.	 den Ort, den Tag und die Zeit der Wahl, 

3.	 die Zahl der zu wählenden Vertreter der Beschäftigten, 

4.	 wo und wann das Wählerverzeichnis oder Abschriften des 
Wählerverzeichnisses, das Brandenburgische Sparkassenge­
setz, das Landespersonalvertretungsgesetz, die Wahlordnung 
zum Landespersonalvertretungsgesetz, diese Verordnung und 
die Satzung der Sparkasse zur Einsichtnahme ausliegen, 

5.	 den Hinweis, dass nur Beschäftigte wählen können, die in 
das Wählerverzeichnis eingetragen sind, 

6.	 den Hinweis, dass Einsprüche gegen das Wählerverzeich­
nis nur innerhalb der Bekanntmachungsfrist schriftlich beim 
Wahlvorstand eingelegt werden können; Tag und Uhrzeit 
des Ablaufs der Einspruchsfrist sind anzugeben, 

7.	 die Aufforderung, Wahlvorschläge innerhalb von zwölf Ar­
beitstagen nach dem Erlass des Wahlausschreibens beim 
Wahlvorstand einzureichen; Tag und Uhrzeit des Ablaufs 
der Einreichungsfrist sind anzugeben, 

8.	 einen Hinweis auf Form und Inhalt der Wahlvorschläge, 

9.	 den Hinweis, dass nur rechtzeitig eingereichte Wahlvor­
schläge berücksichtigt werden und dass nur gewählt wer­
den kann, wer in einen öffentlich bekannt gemachten Wahl­
vorschlag aufgenommen ist, 

10. den Ort, an dem die Wahlvorschläge bekannt gegeben wer­
den, 

11. einen Hinweis auf die Möglichkeit der Briefwahl im Falle 
der Verhinderung und 

12. den Ort und die Zeit der Stimmenauszählung und der Sit­
zung des Wahlvorstandes, in der das Wahlergebnis abschlie­
ßend festgestellt wird. 

(3) Der Wahlvorstand gibt den Beschäftigten das Wahlaus­
schreiben am Tag seines Erlasses durch Aushang, Auslegung, 
Übersendung oder in sonstiger geeigneter Weise bekannt. Die 
Veröffentlichung erfolgt bis zur Bekanntmachung des Wahl­
ergebnisses. 

(4) Offenbare Unrichtigkeiten des Wahlausschreibens können 
vom Wahlvorstand jederzeit berichtigt werden. 

(5) Mit dem Erlass des Wahlausschreibens ist die Wahl einge­
leitet. 

§ 6 
Wahlvorschläge 

(1) Wahlvorschläge sind innerhalb von zwölf Arbeitstagen nach 
dem Erlass des Wahlausschreibens beim Wahlvorstand einzu­
reichen. 

(2) Die Namen der einzelnen Bewerber sind auf dem Wahlvor­
schlag untereinander aufzuführen und mit fortlaufenden Num­
mern zu versehen. Außer dem Familiennamen sind der Vorna­
me und die Funktionsbezeichnung anzugeben. Dem Wahlvor­
schlag ist die schriftliche Zustimmung der Bewerber zur Auf­
nahme in den Wahlvorschlag beizufügen. Jeder Bewerber kann 
nur in einem Wahlvorschlag benannt werden. Vorschläge für 
die Stimmabgabe (Stimmenhäufung) dürfen die Wahlvorschläge 
nicht enthalten. Eine Verbindung von Wahlvorschlägen ist un­
zulässig. Der Wahlvorschlag kann mit einem Kennwort verse­
hen sein. 

(3) Jeder Wahlvorschlag bedarf der Unterschrift von fünf vom 
Hundert der wahlberechtigten Beschäftigten; in jedem Falle ge­
nügen die Unterschriften von 20 wahlberechtigten Beschäftig­
ten. Jeder Wahlberechtigte kann seine Unterschrift rechtswirk­
sam nur für einen Wahlvorschlag abgeben. 
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(4) Aus dem Wahlvorschlag soll zu ersehen sein, welcher der 
Unterzeichner zur Vertretung des Wahlvorschlags gegenüber 
dem Wahlvorstand und zur Entgegennahme von Erklärungen 
und Entscheidungen des Wahlvorstandes berechtigt ist (Vertre­
ter des Wahlvorschlags) und wer ihn im Falle der Verhinderung 
vertritt. Fehlt eine Angabe hierüber, so gilt der an erster Stelle 
stehende Unterzeichner als berechtigt. Er wird von dem an zwei­
ter Stelle stehenden Unterzeichner vertreten. Mitglieder des 
Wahlvorstandes können nicht Vertreter eines Wahlvorschlags 
oder deren Stellvertreter sein. 

(5) Unterschriften unter einem Wahlvorschlag und Zustim­
mungserklärungen von Bewerbern können nicht zurückgenom­
men werden. 

(6) Der Vorsitzende des Wahlvorstandes vermerkt auf den Wahl­
vorschlägen den Tag und die Uhrzeit des Eingangs. Etwaige 
Mängel hat der Vorsitzende des Wahlvorstandes dem Vertreter 
des Wahlvorschlags unverzüglich, spätestens am Arbeitstag nach 
dem Ablauf der Einreichungsfrist, unter Rückgabe des Wahl­
vorschlags mitzuteilen; dabei hat er ihn aufzufordern, die Män­
gel unverzüglich zu beheben. Der berichtigte Wahlvorschlag 
muss spätestens am dritten Arbeitstag nach Ablauf der Einrei­
chungsfrist wieder eingereicht sein. In diesem Falle ist auch 
der Zeitpunkt des Eingangs des berichtigten Wahlvorschlags zu 
vermerken. 

(7) Sind mehrere gültige Wahlvorschläge eingereicht worden 
und enthalten diese zusammen nicht mindestens so viele Be­
werber, wie Vertreter der Beschäftigten zu wählen sind, so for­
dert der Wahlvorstand zur Einreichung von weiteren Wahlvor­
schlägen und zur Ergänzung der eingereichten Wahlvorschläge 
innerhalb einer Nachfrist von sechs Arbeitstagen auf. Die Ab­
sätze 2 bis 6 gelten entsprechend. Ein Ergänzungsvorschlag 
muss vom Vertreter des zu ergänzenden Wahlvorschlags oder 
seinem Stellvertreter mitunterzeichnet sein; die übrigen Unter­
zeichner sollen mit den Unterzeichnern des zu ergänzenden 
Wahlvorschlags identisch sein. 

(8) Ist nur ein gültiger Wahlvorschlag eingereicht worden, so 
fordert der Wahlvorstand zur Einreichung von weiteren Wahl­
vorschlägen innerhalb einer Nachfrist von sechs Arbeitstagen 
auf. Die Absätze 2 bis 6 gelten entsprechend. 

(9) Ist kein Wahlvorschlag eingegangen oder kein gültiger 
Wahlvorschlag eingereicht worden, so fordert der Wahlvorstand 
zur Einreichung von Wahlvorschlägen innerhalb einer Nach­
frist von sechs Arbeitstagen auf. Die Absätze 2 bis 6 gelten ent­
sprechend. Geht auch innerhalb der Nachfrist kein Wahlvor­
schlag oder kein gültiger Wahlvorschlag ein, so gibt der Wahl­
vorstand bekannt, dass die Wahl nicht stattfinden kann. 

§ 7 
Beschlussfassung über die Wahlvorschläge 

(1) Der Wahlvorstand prüft die Wahlvorschläge, insbesondere 

1.	 die Einhaltung der Einreichungsfrist, 

2.	 die Unterschriften der Unterzeichner und ihre Wahlberech­
tigung; bei Ergänzung von Wahlvorschlägen auch die Unter­

zeichnung des Ergänzungsvorschlags durch den Vertreter 
des Wahlvorschlags oder seinen Stellvertreter, 

3.	 die Angabe einer Reihenfolge (§ 6 Abs. 2 Satz 1) sowie das 
Vorliegen der Zustimmungserklärungen, 

4.	 die Einhaltung des Verbots der Unterzeichnung mehrerer 
Wahlvorschläge durch einen Wahlberechtigten und der Auf­
nahme eines Bewerbers in mehrere Wahlvorschläge und 

5.	 die Einhaltung des Verbots von Stimmenhäufungsvorschlä­
gen im Wahlvorschlag. 

(2) In den Wahlvorschlägen sind die Bewerber zu streichen, 

a)	 die so unvollständig bezeichnet sind, dass Zweifel über ihre 
Person bestehen können, 

b)	 deren Zustimmungserklärung fehlt oder nicht rechtzeitig 
oder unter einer Bedingung vorgelegt worden ist oder 

c)	 die nicht wählbar sind. 

Stimmenhäufungsvorschläge sind zu streichen. 

(3) In den Fällen, in denen Bewerber mit ihrer Zustimmung in 
mehreren Wahlvorschlägen benannt worden sind oder Wahl­
berechtigte mehr als einen Wahlvorschlag unterzeichnet haben, 
gelten die Bestimmungen der Wahlordnung zum Landesperso­
nalvertretungsgesetz entsprechend. 

(4) Als ungültig zurückzuweisen sind Wahlvorschläge, 

a)	 die nicht rechtzeitig eingereicht worden sind, 

b)	 die eine Bedingung enthalten, 

c)	 die nicht ordnungsgemäß, insbesondere nicht von der er­
forderlichen Zahl Wahlberechtigter unterzeichnet sind, 

d)	 die die Reihenfolge der Bewerber nicht zweifelsfrei erken­
nen lassen oder 

e)	 die nach Aufforderung des Wahlvorstandes nicht rechtzei­
tig oder ohne Behebung des Mangels wieder eingereicht 
worden sind. 

Ergänzungsvorschläge sind als ungültig zurückzuweisen, wenn 
sie nicht vom Vertreter des Wahlvorschlags oder seinem Stell­
vertreter mitunterzeichnet sind. 

(5) Der Wahlvorstand versieht die gültigen Wahlvorschläge in 
der Reihenfolge ihres Eingangs mit Ordnungsnummern. Ist ein 
Wahlvorschlag berichtigt oder ergänzt worden, so ist der Zeit­
punkt, zu dem der berichtigte Wahlvorschlag oder der Ergän­
zungsvorschlag eingegangen ist, maßgebend. Sind mehrere 
Wahlvorschläge gleichzeitig eingegangen, so entscheidet das 
Los über die Reihenfolge. 

(6) Wird ein Wahlvorschlag zurückgewiesen oder ein Bewerber 
gestrichen, sind die getroffenen Entscheidungen dem Vertreter 
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des Wahlvorschlags sowie dem betroffenen Bewerber unver­
züglich gegen Unterschrift zu eröffnen oder sonst zuzustellen. 

§ 8 
Öffentliche Bekanntmachung der Wahlvorschläge 

(1) Unverzüglich nach der Beschlussfassung über die Wahlvor­
schläge, spätestens jedoch fünf Arbeitstage vor dem Wahltag, 
gibt der Wahlvorstand die zugelassenen Wahlvorschläge durch 
Aushang bis zum Abschluss der Wahlhandlung bekannt. Die 
Wahlvorschläge sind in der Bekanntmachung in der Reihenfol­
ge ihrer Ordnungsnummern aufzuführen. Bei Wahlvorschlägen, 
die mit einem Kennwort versehen sind, ist auch dieses anzuge­
ben. Die Namen der Unterzeichner der Wahlvorschläge werden 
nicht bekannt gegeben. 

(2) In der Bekanntmachung ist auf die Vorschriften des § 9 
Abs. 3 Satz 1 und 2 und § 9 Abs. 4 hinzuweisen. Außerdem ist 
darauf hinzuweisen, dass der Wahlberechtigte nur mit einem 
amtlichen Stimmzettel und einem amtlichen Wahlumschlag ab­
stimmen und nur solche Bewerber wählen darf, die in einen der 
öffentlich bekannt gemachten Wahlvorschläge aufgenommen 
sind. 

§ 9 
Ausübung des Wahlrechts, Feststellung 

des Wahlergebnisses 

(1) Das Wahlrecht wird durch persönliche Abgabe eines Stimm­
zettels in einem Wahlumschlag oder durch Briefwahl ausgeübt. 

(2) Jeder Wähler kann so viele Stimmen abgeben, wie Vertreter 
der Beschäftigten zu wählen sind. Er kann auf einem Stimm­
zettel Bewerber aus anderen Wahlvorschlägen ergänzen (pana­
schieren) und innerhalb der Gesamtzahl der zulässigen Stim­
men einem Bewerber bis zu drei Stimmen geben (kumulieren). 

(3) Der Wähler gibt seine Stimmen in der Weise ab, dass er auf 
einem oder mehreren Stimmzetteln 

a)	 Bewerber, denen er eine Stimme geben will, durch ein Kreuz 
beim Namen, durch Eintragung des Namens oder auf sonst 
eindeutige Weise ausdrücklich als gewählt kennzeichnet 
oder 

b)	 Bewerber, denen er zwei oder drei Stimmen geben will, 
durch die Zahlen „2“ oder „3“ beim Namen, durch Wieder­
holen des Namens oder auf sonst eindeutige Weise als mit 
zwei oder drei Stimmen gewählt kennzeichnet. 

Der Wähler kann seine Stimme auch in der Weise abgeben, 
dass er einen Stimmzettel ohne Kennzeichnung oder im Gan­
zen gekennzeichnet abgibt; dann gilt jeder Bewerber, dessen 
Name im Stimmzettel vorgedruckt ist, als mit einer Stimme ge­
wählt, jedoch nur so viele Bewerber in der Reihenfolge von 
oben, wie Vertreter der Beschäftigten zu wählen sind. 

(4) Im Übrigen gelten die Regelungen der Wahlordnung zum 
Landespersonalvertretungsgesetz über die Ausübung des Wahl­

rechts, die Wahlhandlung, die schriftliche Stimmabgabe und 
die Feststellung des Wahlergebnisses entsprechend. 

§ 10 
Verteilung der Sitze 

(1) Die Sitze werden auf die Wahlvorschläge nach dem Verhält­
nis der ihnen zugefallenen Gesamtstimmenzahlen in der Weise 
verteilt, dass diese Gesamtstimmenzahlen der Reihe nach durch 
eins, zwei, drei, vier und so weiter geteilt und von den so er­
rechneten, der Höhe nach zu ordnenden Zahlen so viele Höchst­
zahlen ausgesondert werden, wie Bewerber zu wählen sind 
(d`Hondt`sches System). Jeder Wahlvorschlag erhält so viele 
Sitze, wie Höchstzahlen auf ihn entfallen. Bei gleichen Höchst­
zahlen entscheidet über die Reihenfolge ihrer Zuteilung das 
Los. Wurde nur ein Wahlvorschlag zugelassen, erhält dieser 
alle Sitze. Die auf die einzelnen Wahlvorschläge entfallenden 
Sitze werden den in den Wahlvorschlägen aufgeführten Bewer­
bern in der Reihenfolge der von ihnen erreichten Stimmenzah­
len zugeteilt. Haben mehrere Bewerber die gleiche Stimmen­
zahl erhalten, entscheidet die Reihenfolge der Benennung im 
Wahlvorschlag nach § 7 Abs. 1 Nr. 3. Die nicht gewählten Be­
werber sind in der Reihenfolge der von ihnen erreichten Stim­
menzahl als Ersatzmitglieder ihres Wahlvorschlags festzustel­
len; Satz 5 gilt entsprechend. 

(2) Als Stellvertreter sind die in den erfolgreichen Wahlvor­
schlägen genannten Ersatzmitglieder gewählt, auf die nach den 
gewählten Beschäftigten die meisten Stimmen entfallen. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

(3) Scheidet ein Mitglied im Laufe der Amtszeit aus dem Ver­
waltungsrat aus, so rückt ein stellvertretendes Mitglied oder 
Ersatzmitglied in der nach Absatz 1 festgestellten Reihenfolge 
nach. Scheidet ein Stellvertreter aus, so rückt das Ersatzmit­
glied mit der nächsthöheren Stimmenzahl nach. 

§ 11 
Sitzungsniederschriften und Wahlniederschrift 

(1) Der Wahlvorstand fertigt über jede Sitzung, in der über die 
Anlegung des Wählerverzeichnisses, über Einsprüche gegen das 
Wählerverzeichnis, über die Zulassung oder Reihenfolge von 
Wahlvorschlägen oder über die Setzung einer Nachfrist ent­
schieden wird, eine Niederschrift. Sie soll von sämtlichen Mit­
gliedern des Wahlvorstandes unterzeichnet werden. 

(2) Der Wahlvorstand fertigt eine Wahlniederschrift. Diese hat 
insbesondere zu enthalten: 

1.	 die Namen der Mitglieder des Wahlvorstandes, 

2.	 die während der Wahlhandlung und der Feststellung des 
Wahlergebnisses gefassten Beschlüsse, 

3.	 die Zahl der in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahl­
berechtigten, 

4.	 den Zeitpunkt des Beginns und den des Endes der Wahl, 



194 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II – Nr. 14 vom 26. Juni 2008 

5.	 die Zahl der Wahlberechtigten, die an der Wahl teilgenom­
men haben, 

6.	 die Zahl der zurückgewiesenen Wahlbriefe unter Angabe 
der Zurückweisungsgründe, 

7.	 die Zahl aller abgegebenen Stimmzettel, 

8.	 die Zahl der gültigen Stimmzettel, 

9.	 die Zahl der ungültigen Stimmzettel, 

10. die Zahl der abgegebenen gültigen Stimmen, 

11. die für die Gültigkeit oder Ungültigkeit zweifelhafter Stimm­
zettel oder Stimmen maßgebenden Gründe, 

12. die Zahl der für jeden Wahlvorschlag und für jeden Bewer­
ber abgegebenen gültigen Stimmen sowie die Errechnung 
der Höchstzahlen und die Verteilung der Sitze auf die 
Wahlvorschläge und die Bewerber und 

13. die Namen der gewählten Bewerber sowie der Ersatzmit­
glieder und der Stellvertreter. 

Besondere Vorkommnisse bei der Wahlhandlung oder der Fest­
stellung des Wahlergebnisses sind in der Niederschrift zu ver­
merken. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 12 
Mitteilung und Bekanntmachung des Wahlergebnisses 

(1) Der Wahlvorstand benachrichtigt die als Vertreter der Be­
schäftigten Gewählten, die Ersatzmitglieder und die Stellver­
treter unverzüglich schriftlich von ihrer Wahl. 

(2) Der Wahlvorstand teilt dem Vorsitzenden des Verwaltungs­
rats und dem Vorstand der Sparkasse unverzüglich das Ergeb­
nis der Wahl durch Übersendung einer Abschrift der Wahlnie­
derschrift mit. 

(3) Der Wahlvorstand gibt das Wahlergebnis unverzüglich durch 
zweiwöchigen Aushang an den gleichen Stellen wie das Wahl­
ausschreiben bekannt. Die öffentliche Bekanntmachung hat zu 
enthalten: 

1.	 die Zahl der in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahl­
berechtigten, 

2.	 die Zahl der Wahlberechtigten, die an der Wahl teilgenom­
men haben, 

3.	 die Zahl der gültigen und ungültigen Stimmzettel, 

4.	 die Zahl der gültigen Stimmen, 

5.	 die auf die einzelnen Wahlvorschläge und ihre Bewerber ent­
fallenen gültigen Stimmen unter Angabe der Namen und der 
Reihenfolge der Gewählten und der Ersatzmitglieder sowie 
der Namen und der Reihenfolge der Stellvertreter und 

6.	 eine Belehrung über die Möglichkeit der Wahlanfechtung 
innerhalb eines Monats mit Angabe des zuständigen Ver­
waltungsgerichts sowie der Frist für die Einreichung. 

§ 13 
Aufbewahrung und Vernichtung der Wahlunterlagen 

(1) Die Niederschriften des Wahlvorstandes mit den Anlagen 
sind vom Personalrat bis zum Ablauf der Amtszeit der Gewähl­
ten aufzubewahren. Im Falle des § 3 Abs. 2 tritt an die Stelle 
des Personalrats der Vorstand der Sparkasse. 

(2) Andere Wahlunterlagen, insbesondere die Wählerverzeich­
nisse und die Unterstützungsunterschriften für Wahlvorschlä­
ge, sind nach der Durchführung der Wahl zu vernichten; 
gleichzeitig sind in diesem Zusammenhang gespeicherte Daten 
zu löschen. 

§ 14 
Abschluss des Wahlverfahrens 

Die Wahl ist mit Ablauf der Anfechtungsfrist, im Falle der An­
fechtung mit dem rechtskräftigen Abschluss des Anfechtungs­
verfahrens, durchgeführt. 

Abschnitt 3

Wahlen in besonderen Fällen


§ 15 
Neubildung 

(1) Die Personalräte von Sparkassen, die durch Neubildung ver­
einigt werden sollen, bestellen in gemeinsamer Sitzung unver­
züglich nach der Genehmigung der Vereinigung mindestens drei 
wahlberechtigte Beschäftigte als Wahlvorstand und je einen 
von ihnen als Vorsitzenden und als dessen Stellvertreter. 

(2) Besteht bei einer beteiligten Sparkasse kein Personalrat 
oder bestellt der Personalrat den Wahlvorstand nicht, so bestel­
len die Vorstände der Sparkassen gemeinsam den Wahlvorstand. 

(3) Die wahlberechtigten Beschäftigten der beteiligten Spar­
kassen wählen in gemeinsamer Wahl die Vertreter der Beschäf­
tigten im Verwaltungsrat der neu zu bildenden Sparkasse. 

§ 16 
Aufnahme 

(1) Im Falle der Vereinigung von Sparkassen durch Aufnahme 
führen die Vertreter der Beschäftigten im Verwaltungsrat der 
aufnehmenden Sparkasse ihre Tätigkeit bis zum Ende der lau­
fenden Wahlperiode fort. 

(2) Für den Fall, dass für die noch laufende Wahlperiode zu­
sätzliche Mandate im Verwaltungsrat der aufnehmenden Spar­
kasse mit Vertretern der Beschäftigten der aufgenommenen 
Sparkasse zu besetzen sind, bestellt der Personalrat der aufneh­
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menden Sparkasse nach Vorliegen der Genehmigung der Verei­
nigung und der satzungsmäßigen Voraussetzungen unverzüg­
lich mindestens drei wahlberechtigte Beschäftigte der aufneh­
menden Sparkasse als Wahlvorstand; davon einen als Vorsit­
zenden und einen als dessen Stellvertreter. Wahlberechtigt sind 
Beschäftigte der aufgenommenen Sparkasse, die am Wahltag 
das Wahlrecht zum Personalrat der aufgenommenen Sparkasse 
besessen hätten. Fällt die Aufnahme mit der turnusgemäßen 
Wahl der Vertreter der Beschäftigten im Verwaltungsrat der 
aufnehmenden Sparkasse zeitlich zusammen, erfolgt eine ge­
meinsame Wahl der Beschäftigtenvertreter durch die wahlbe­
rechtigten Beschäftigten der beteiligten Sparkassen. 

(3) Die Wahlhandlung findet nach der Vereinigung der Spar­
kassen statt. 

§ 17 
Wahlen bei neu errichteten Sparkassen 

(1) Der Verwaltungsrat einer nach dem Inkrafttreten dieser Ver­
ordnung errichteten Sparkasse besteht bis zur Wahl von Vertre­
tern der Beschäftigten aus dem Vorsitzenden (§ 10 des Bran­
denburgischen Sparkassengesetzes) und weiteren Mitgliedern 
(§ 11 Abs. 1 des Brandenburgischen Sparkassengesetzes). Die 
Vertreter der Beschäftigten sind innerhalb von sechs Monaten 
nach der Errichtung der Sparkasse für die restliche Amtszeit 
der weiteren Mitglieder zu wählen. 

(2) Der Personalrat bestellt spätestens zwölf Wochen vor Ab­
lauf der in Absatz 1 genannten Frist mindestens drei wahlbe­
rechtigte Beschäftigte als Wahlvorstand und je einen von ihnen 
als Vorsitzenden und als dessen Stellvertreter. 

Abschnitt 4

Schlussbestimmungen


§ 18 
Fristen 

Auf die Berechnung der in dieser Verordnung bestimmten Fris­
ten finden die einschlägigen Bestimmungen des Bürgerlichen 
Gesetzbuches entsprechende Anwendung. Arbeitstage im Sin-
ne dieser Verordnung sind die Wochentage Montag bis Freitag 
mit Ausnahme der gesetzlichen Feiertage. 

§ 19 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Sparkassenwahlverordnung Beschäftigte 
vom 3. August 1998 (GVBl. II S. 534) außer Kraft. 

Potsdam, den 3. Juni 2008 

Der Minister der Finanzen 

Rainer Speer 
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Verordnung zur Festsetzung 

des Wasserschutzgebietes Linthe


Vom 5. Juni 2008 

Auf Grund des § 19 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 des Wasserhaus­
haltsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Au­
gust 2002 (BGBl. I S. 3245) in Verbindung mit § 15 Abs. 1 des 
Brandenburgischen Wassergesetzes in der Fassung der Bekannt­
machung vom 8. Dezember 2004 (GVBl. 2005 I S. 50), der zu­
letzt durch Artikel 1 Nr. 16 Buchstabe a des Gesetzes vom 
23. April 2008 (GVBl. I S. 62, 67) geändert worden ist, verordnet 
der Minister für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbrau­
cherschutz: 

§ 1 
Allgemeines 

(1) Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung wird zum 
Schutz des Grundwassers im Einzugsgebiet des Wasserwerkes 
Linthe das in § 2 näher umschriebene Wasserschutzgebiet fest­
gesetzt. Begünstigter im Sinne des § 15 Abs. 3 Satz 2 des Bran­
denburgischen Wassergesetzes ist der Wasserversorgungsver­
band „Hoher Fläming“. 

(2) Das Wasserschutzgebiet gliedert sich in den Fassungsbereich 
(Zone I), in die engere Schutzzone (Zone II) und in die weitere 
Schutzzone (Zone III). Die Zone III unterteilt sich in die Zo­
ne III A und die Zone III B. Für diese gelten die Schutzbestim­
mungen nach den §§ 3 bis 6. 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

(1) Lage und Größe des Wasserschutzgebietes und der Schutz­
zonen ergeben sich aus der Beschreibung in der Anlage 1, der 
Übersichtskarte in der Anlage 2 und den in Absatz 2 genannten 
Karten, die Bestandteil dieser Verordnung sind. 

(2) Die Schutzzonen sind in einer topografischen Karte im 
Maßstab 1 : 10 000 und außerdem in einer Liegenschaftskarte 
im Maßstab 1 : 2 500 dargestellt. Für die Abgrenzung der 
Schutzzonen ist die Darstellung in der Liegenschaftskarte maß­
gebend. Die Karten sind mit dem Dienstsiegel des Ministeri­
ums für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbraucher­
schutz (Siegelnummer 48) versehen. Die Karten sind bei der 
unteren Wasserbehörde des Landkreises Potsdam-Mittelmark 
und den Ämtern Brück und Niemegk hinterlegt und können 
dort während der Dienststunden von jedermann kostenlos ein­
gesehen werden. Weitere Ausfertigungen der Karten befinden 
sich im Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und 
Verbraucherschutz und im Landeshauptarchiv. 

(3) Veränderungen der Topografie sowie von Flurstücksgren­
zen oder -bezeichnungen berühren den räumlichen Geltungs­
bereich der Schutzzonen nicht. 

§ 3 
Schutz der Zone III B 

In der Zone III B sind verboten: 

1.	 das Düngen mit Gülle, Jauche, Geflügelkot, Festmist, Si­
liersaft oder sonstigen Düngemitteln mit wesentlichen Nähr­
stoffgehalten an Stickstoff und Phosphat, 

a)	 wenn die Düngung nicht in zeit- und bedarfsgerechten 
Gaben erfolgt, 

b)	 wenn keine jährlichen schlagbezogenen Aufzeichnun­
gen über die Zu- und Abfuhr von Stickstoff und Phos­
phor erstellt werden, 

c)	 auf abgeerntetem Ackerland, wenn nicht im gleichen 
Jahr Folgekulturen einschließlich Zwischenfrüchte an­
gebaut werden, 

d)	 auf Dauergrünland und auf Ackerland vom 15. Oktober 
bis 15. Februar, ausgenommen das Düngen mit Fest­
mist ohne Geflügelkot, 

e) auf Brachland oder stillgelegten Flächen, 
f) auf wassergesättigten, gefrorenen oder schneebedeck­

ten Böden, 

2.	 das Lagern oder Ausbringen von Fäkalschlamm oder Klär­
schlämmen aller Art, einschließlich in Biogasanlagen be­
handelter Klärschlämme, 

3.	 das Errichten von Dunglagerstätten, ausgenommen mit 
dichtem Jauchebehälter, der über eine Leckageerkennungs­
einrichtung verfügt, 

4.	 das Errichten oder Erweitern von Anlagen zum Lagern 
oder Abfüllen von Gülle, ausgenommen Behälter, die über 
eine Leckageerkennungseinrichtung verfügen und mit Sam­
meleinrichtungen ausgerüstet sind, deren Dichtheit vor In­
betriebnahme nachgewiesen und wiederkehrend alle fünf 
Jahre überprüft wird, 

5.	 unbefestigte Feldrandzwischenlager für organische oder mi­
neralische Dünger, ausgenommen für Kalk und Kalium­
dünger, 

6.	 das Errichten von ortsfesten Anlagen für die Silierung von 
Pflanzen oder die Lagerung von Silage, ausgenommen An­
lagen mit dichtem Siliersaft-Sammelbehälter, wenn dieser 
über eine Leckageerkennungseinrichtung verfügt, und aus­
genommen Anlagen mit Ableitung in Jauche- oder Gülle­
behälter, wenn die Dichtheit der Leitungen vor Inbetrieb­
nahme nachgewiesen und wiederkehrend alle fünf Jahre 
überprüft wird, 

7.	 die Silierung von Pflanzen oder Lagerung von Silage außer­
halb ortsfester Anlagen, ausgenommen Ballensilage im Wi­
ckelverfahren, 

8.	 das Errichten von Stallungen für Tierbestände für mehr als 
50 Großvieheinheiten gemäß Anlage 3 Nr. 1, 
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9.	 die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, 

a)	 wenn die Pflanzenschutzmittel nicht für Wasserschutz­
gebiete zugelassen sind, 

b)	 wenn keine flächenbezogenen Aufzeichnungen über den 
Einsatz auf erwerbsgärtnerisch, land- oder forstwirt­
schaftlich genutzten Flächen vorgenommen werden, 

c)	 in einem Abstand von weniger als zehn Metern zu ober­
irdischen Gewässern, 

d)	 zur Bodenentseuchung, 

10. die Beregnung landwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch 
genutzter Flächen, wenn die Beregnungshöhe 20 Millime­
ter pro Tag oder 60 Millimeter pro Woche überschreitet, 

11. der Umbruch von Dauergrünland oder von Grünlandbrachen, 

12. Schwarzbrache im Sinne der Anlage 3 Nr. 3, 

13. Erstaufforstungen mit Nadelbaumarten oder Robinien, 

14. die Umwandlung von Wald in eine andere Nutzungsart, 

15. Holzerntemaßnahmen, die Freiflächen größer als 1 000 
Quadratmeter erzeugen, ausgenommen Femel- oder Saum­
schläge, 

16. Aufschlüsse der Erdoberfläche, selbst wenn das Grundwas­
ser nicht aufgedeckt wird, wie zum Beispiel das Errichten 
oder Erweitern von Fischteichen, Kies- oder Sandtagebau­
en, sowie deren Wiederverfüllung, wenn die Schutzfunktion 
der Deckschichten hierdurch wesentlich gemindert wird, 

17. das Errichten von vertikalen Anlagen zur Gewinnung von 
Erdwärme, ausgenommen Anlagen mit geschlossenem 
System und vollständiger Ringraumverpressung des Bohr­
loches mit abdichtendem Material, 

18. das Errichten von Rohrleitungsanlagen für wassergefähr­
dende Stoffe im Sinne des § 19a Abs. 1 des Wasserhaus­
haltsgesetzes, 

19. die unterirdische behälterlose Lagerung (Untergrundspei­
cherung) von wassergefährdenden Stoffen im Sinne des 
§ 19g Abs. 5 des Wasserhaushaltsgesetzes, 

20. das Behandeln, Lagern oder Ablagern von Abfall im Sinne 
der Abfallgesetze, 

21. das Ein- oder Aufbringen von Abfällen in oder auf Böden 
sowie der Einbau von Abfällen oder Ersatzbaustoffen in 
bodennahe technische Bauwerke, 

22. das Errichten von Anlagen zum Lagern, Abfüllen, Um­
schlagen, Herstellen, Behandeln oder Verwenden radioakti­
ven Materials, ausgenommen für medizinische Anwendung 
und Mess-, Prüf- und Regeltechnik, 

23. das Errichten von Industrieanlagen zum Lagern, Abfüllen, 
Umschlagen, Herstellen, Behandeln oder Verwenden nicht 
oder nur schwer abbaubarer wassergefährdender Stoffe wie 
chemische Fabriken oder Tanklager, 

24. das Errichten von Kraftwerken oder Heizwerken, die der 
Genehmigungspflicht nach Bundesimmissionsschutzrecht 
unterliegen, ausgenommen mit Erdgas, Sonnenenergie oder 
Windkraft betriebene Anlagen, 

25. das Errichten oder Erweitern von Biogasanlagen, ausge­
nommen für im Wasserschutzgebiet liegende Betriebs­
standorte, die Wirtschaftsdünger und Biomasse im Wesent­
lichen aus eigenem Aufkommen des Betriebes verwerten, 

26. das Errichten von Abwasserbehandlungsanlagen, 

27. das Errichten, Erweitern, Sanieren oder Betreiben von Ab­
wasserkanälen oder -leitungen, wenn hierbei nicht das Ar­
beitsblatt ATV-DVWK-A 142 der Deutschen Vereinigung 
für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. vom No­
vember 2002, das beim DWA-Kundenzentrum, Theodor-
Heuss-Allee 17 in 53773 Hennef bezogen werden kann, 
beachtet wird, 

28. das Errichten von Abwassersammelgruben ohne Nachweis 
der Dichtigkeit oder ohne Bauartzulassung, 

29. das Errichten, Erweitern, Aufstellen oder Verwenden von 
Trockentoiletten oder Chemietoiletten, ausgenommen An­
lagen mit dichtem Behälter, 

30. das Ausbringen von Abwasser, ausgenommen nicht schäd­
lich verunreinigtes Niederschlagswasser, 

31. das Einleiten oder Versickern von Abwasser in den Unter­
grund oder in das Grundwasser, ausgenommen unbelastetes 
Kühlwasser, nicht schädlich verunreinigtes Niederschlags­
wasser und ausgenommen das oberflächige großflächige 
Versickern des auf vorhandenen Straßen und Wegen anfal­
lenden Niederschlagswassers über die belebte Bodenzone, 

32. das Errichten oder Erweitern von Straßen, sofern nicht die 
mit Runderlass des Ministeriums für Stadtentwicklung, 
Wohnen und Verkehr vom 8. Januar 2003 (ABl. S. 62) im 
Land Brandenburg eingeführten Richtlinien für bautechni­
sche Maßnahmen an Straßen in Wasserschutzgebieten, 
Ausgabe 2002 (RiStWag) beachtet werden, 

33. das Errichten von Rangier- oder Güterbahnhöfen, 

34. das Verwenden wassergefährdender, auslaug- oder aus­
waschbarer Materialien (zum Beispiel Schlacke, Bauschutt, 
Teer, Imprägniermittel) zum Wege- oder Wasserbau, 

35. das Einrichten von Zeltplätzen sowie Camping aller Art, 
ausgenommen Einrichtungen mit ordnungsgemäßer Ab­
wasserentsorgung, 

36. das Errichten von Sportanlagen, ausgenommen Anlagen 
mit ordnungsgemäßer Abwasserentsorgung, 

37. das Errichten von Motorsportanlagen, 

38. das Errichten von Schießständen oder Schießplätzen, aus­
genommen Schießstände in geschlossenen Räumen, 
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39. das Errichten von Golfanlagen, 

40. das Errichten von Flugplätzen, 

41. das Starten oder Landen motorgetriebener Luftfahrzeuge, 
ausgenommen in Fällen des § 25 Abs. 2 des Luftverkehrs­
gesetzes, 

42. das Errichten von militärischen Anlagen, Standort- oder 
Truppenübungsplätzen, 

43. das Durchführen von militärischen Übungen, ausgenom­
men das Durchfahren auf klassifizierten Straßen, 

44. Bergbau einschließlich Erdöl- und Erdgasgewinnung, 

45. das Durchführen von Sprengungen, sofern die Gefahr be­
steht, dass dabei das Grundwasser angeschnitten wird. 

§ 4 
Schutz der Zone III A 

Die Verbote der Zone III B gelten auch in der Zone III A. In der 
Zone III A sind außerdem verboten: 

1.	 das Errichten oder Erweitern von Anlagen zum Lagern und 
Abfüllen von Gülle, ausgenommen Hochbehälter, die über 
eine Leckageerkennungseinrichtung verfügen und mit Sam­
meleinrichtungen ausgerüstet sind, deren Dichtheit vor In­
betriebnahme nachgewiesen und wiederkehrend alle fünf 
Jahre überprüft wird, 

2.	 die Freilandtierhaltung im Sinne der Anlage 3 Nr. 2, wenn 
die Ernährung der Tiere nicht im Wesentlichen aus der ge­
nutzten Weidefläche erfolgt, 

3.	 das Errichten von Gartenbaubetrieben oder Kleingartenan­
lagen, ausgenommen Gartenbaubetriebe, die in geschlosse­
nen Systemen produzieren, 

4.	 die Neuanlage oder Erweiterung von Baumschulen oder 
forstlichen Pflanzgärten sowie gewerblicher Wein-, Hop­
fen-, Gemüse-, Obst- oder Zierpflanzenanbau, ausgenom­
men Gemüse- sowie Zierpflanzenanbau unter Glas in ge­
schlossenen Systemen und Containerproduktion von Baum­
schulprodukten auf versiegelten Flächen, 

5.	 das Einrichten von dauerhaften Holzlagerplätzen über 
100 Raummeter, 

6.	 Erdaufschlüsse im Sinne des § 56 Abs. 1 des Brandenbur­
gischen Wassergesetzes, selbst wenn Grundwasser nicht 
aufgedeckt wird, sowie Wiederverfüllung von Erdaufschlüs­
sen, ausgenommen das Verlegen von Ver- und Entsor­
gungsleitungen und die Herstellung von Baugruben und 
die Niederbringung von Bohrungen, 

7.	 das Errichten von vertikalen Anlagen zur Gewinnung von 
Erdwärme, wenn die den genutzten zweiten Grundwasser­
leiter schützende gering leitende Deckschicht verletzt wird, 

8.	 das Errichten oder Erweitern von Anlagen zum Lagern, 
Abfüllen, Umschlagen, Herstellen, Behandeln oder Ver­
wenden von wassergefährdenden Stoffen im Sinne des 
§ 19g des Wasserhaushaltsgesetzes, ausgenommen Anla­
gen der Gefährdungsstufe A und B und oberirdische Anla­
gen der Gefährdungsstufe C gemäß § 6 Abs. 3 der Verord­
nung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen und über Fachbetriebe, wenn diese Anlagen dop­
pelwandig ausgeführt und mit einem Leckanzeigegerät 
oder mit einem Auffangraum ausgerüstet sind, der das ma­
ximal in der Anlage vorhandene Volumen wassergefähr­
dender Stoffe aufnehmen kann, 

9.	 das Errichten von Regen- und Mischwasserentlastungsbau­
werken, 

10. das Errichten von Eisenbahnanlagen, 

11. das Abhalten oder Durchführen von Märkten, Volksfesten 
oder Großveranstaltungen, 

12. das Durchführen von Motorsportveranstaltungen, 

13. Bestattungen, 

14. die Ausweisung neuer Baugebiete im Rahmen der Bauleit­
planung, wenn damit eine Neubebauung bisher unbebauter 
Gebiete zugelassen wird. 

§ 5 
Schutz der Zone II 

Die Verbote der Zonen III B und III A gelten auch in der Zone 
II. In der Zone II sind außerdem verboten: 

1.	 das Düngen mit Gülle, Jauche oder Festmist oder sonstigen 
organischen Düngern sowie die Anwendung von Siliersaft, 

2.	 das Errichten von Dunglagerstätten, 

3.	 das Errichten von Anlagen zum Lagern oder Abfüllen von 
Gülle, 

4.	 die Silierung von Pflanzen oder Lagerung von Silage, 

5.	 die Freilandtierhaltung im Sinne der Anlage 3 Nr. 2, 

6.	 die Beweidung, 

7.	 die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, 

8.	 die Beregnung landwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch 
genutzter Flächen, 

9.	 der Einsatz von forstwirtschaftlichen Kraftfahrzeugen, aus­
genommen das Durchfahren auf Straßen, Wegen und forst­
wirtschaftlichen Rückegassen, 

10. das Vergraben, Lagern oder Ablagern von Tierkörpern oder 
Teilen davon, 
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11. das Errichten, Erweitern oder Erneuern von Brunnen, 

12. das Errichten von Anlagen zur Gewinnung von Erdwärme, 

13. das Errichten von Anlagen zum Lagern, Abfüllen, Um­
schlagen, Herstellen, Behandeln oder Verwenden wasser­
gefährdender Stoffe im Sinne des § 19g des Wasserhaus­
haltsgesetzes, 

14. das Lagern, Abfüllen oder Umschlagen wassergefährden-
der Stoffe im Sinne des § 19g Abs. 5 des Wasserhaushalts­
gesetzes, 

15. das Befahren mit Fahrzeugen mit wassergefährdender La­
dung, 

16. das Errichten von Transformatoren und Stromleitungen mit 
flüssigen wassergefährdenden Kühl- und Isoliermitteln, 

17. der Umgang mit radioaktiven Materialien, 

18. das Errichten von Abwasserkanälen und -leitungen, 

19. das Errichten von Abwassersammelgruben, 

20. das Errichten, Erweitern, Aufstellen oder Verwenden von 
Trockentoiletten oder Chemietoiletten, 

21. das Einleiten oder Versickern von Abwasser in den Unter­
grund oder in das Grundwasser, ausgenommen das groß­
flächige Versickern des auf Straßen und Wegen und des auf 
Dachflächen anfallenden nicht schädlich verunreinigten 
Niederschlagswassers über die belebte Bodenzone, 

22. das Errichten oder Erweitern von Straßen, Wegen oder sons­
tigen Verkehrsflächen, ausgenommen Baumaßnahmen an 
vorhandenen Straßen zur Anpassung an den Stand der Tech­
nik und Verbesserung der Verkehrssicherheit unter Beach­
tung der mit Runderlass des Ministeriums für Stadtentwick­
lung, Wohnen und Verkehr im Land Brandenburg eingeführ­
ten Richtlinien für bautechnische Maßnahmen an Straßen in 
Wasserschutzgebieten, Ausgabe 2002 (RiStWag) sowie aus­
genommen Wege mit großflächigem Versickern nicht schäd­
lich verunreinigten Niederschlagswassers, 

23. das Einrichten von Zeltplätzen sowie Camping aller Art, wie 
zum Beispiel das Aufstellen von Zelten oder Wohnwagen, 

24. das Errichten von Sportanlagen, 

25. das Abhalten oder Durchführen von Sportveranstaltungen, 

26. das Errichten oder Erweitern von Baustelleneinrichtungen 
oder Baustofflagern, 

27. das Durchführen von Bohrungen, ausgenommen Maßnah­
men zur Abwehr von Gefahren für das Grundwasser unter 
Beachtung der Sicherheitsvorkehrungen zum Grundwasser­
schutz, 

28. das Durchführen von unterirdischen Sprengungen, 

29. das Errichten oder Erweitern von baulichen Anlagen, aus­
genommen Veränderungen in Gebäuden und Instandhal­
tungsmaßnahmen. 

§ 6 
Schutz der Zone I 

Die Verbote der Zonen III B, III A und II gelten auch in der 
Zone I. In der Zone I sind außerdem verboten: 

1.	 das Betreten oder Befahren, 

2.	 land-, forst- oder gartenbauliche Nutzung, 

3.	 Veränderungen und Aufschlüsse der Erdoberfläche. 

§ 7 
Maßnahmen zur Wassergewinnung 

Die Verbote des § 3 Nr. 31 und des § 5 Nr. 11, 21, 26, 27, 28 und 
29 sowie des § 6 Nr. 1 und 3 gelten nicht für Maßnahmen zur 
Wassergewinnung, die durch diese Verordnung geschützt ist. 

§ 8 
Befreiungen 

(1) Die untere Wasserbehörde kann auf Antrag von den Verbo­
ten der §§ 3, 4, 5 und 6 Befreiung erteilen, wenn 

a)	 Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Abweichung er­
fordern oder 

b)	 das Verbot im Einzelfall zu einer offenbar unbeabsichtigten 
Härte führen würde 

und die Befreiung mit dem Schutzziel vereinbar ist. 

(2) Die untere Wasserbehörde kann auf Antrag von dem Verbot 
des § 3 Nr. 21 Befreiung erteilen, wenn der Materialeinsatz 
nach den vom zuständigen Fachminister eingeführten techni­
schen Regeln für die Verwertung mineralischer Abfälle und für 
den Einsatz von Bodenmaterial zulässig wäre. 

(3) Die Befreiung ist widerruflich; sie kann mit Bedingungen 
und Auflagen verbunden werden und bedarf der Schriftform. 
Abweichend von Satz 1 ist eine Befreiung von dem Verbot ge­
mäß § 4 Nr. 14 nicht widerruflich. 

(4) Im Falle des Widerrufs kann die untere Wasserbehörde vom 
Grundstückseigentümer verlangen, dass der frühere Zustand 
wiederhergestellt wird, sofern es das Wohl der Allgemeinheit, 
insbesondere der Schutz der Wasserversorgung, erfordert. 

§ 9 
Sicherung und Kennzeichnung des Wasserschutzgebietes 

(1) Die Zone I ist vom Begünstigten auf Anordnung der unte­
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ren Wasserbehörde gegen unbefugtes Betreten, zum Beispiel 
durch eine Umzäunung, zu sichern. 

(2) Das Wasserschutzgebiet ist vom Begünstigten auf Anord­
nung der unteren Wasserbehörde durch eine entsprechende Be­
schilderung ausreichend zu kennzeichnen. 

§ 10 
Duldungspflichten 

(1) Die Eigentümer oder Nutzungsberechtigten von Grundstü­
cken im Wasserschutzgebiet haben die Überwachung des Was­
serschutzgebietes, insbesondere hinsichtlich der Befolgung der 
Vorschriften dieser Verordnung und der nach ihr getroffenen 
Anordnungen, sowie das Beobachten der Gewässer und des 
Bodens durch die zuständigen Wasserbehörden oder deren Be­
auftragte zu dulden. 

(2) Die Eigentümer oder Nutzungsberechtigten von Grundstü­
cken im Wasserschutzgebiet sind darüber hinaus auf Anord­
nung der unteren Wasserbehörde verpflichtet: 

1.	 das Errichten und Unterhalten von Einrichtungen zur Si­
cherung der Zone I gegen unbefugtes Betreten, 

2.	 das Aufstellen, das Unterhalten oder das Beseitigen von 
Hinweis-, Warn-, Gebots- und Verbotszeichen, 

3.	 das Betreten der Grundstücke durch Bedienstete der zu­
ständigen Behörden zum Beobachten, Messen und Unter­
suchen des Grundwassers und zur Entnahme von Boden-
und Vegetationsproben sowie 

4.	 das Anlegen und Betreiben von Grundwassermessstellen 

zu dulden. Die Anordnung erfolgt durch schriftlichen Bescheid 
gegenüber den betroffenen Eigentümern oder Nutzungsberech­
tigten. Soweit bergrechtliche Belange berührt sind, ergeht die 
Entscheidung im Benehmen mit dem Landesamt für Bergbau, 
Geologie und Rohstoffe. 

§ 11 
Entschädigung und Ausgleich 

Entschädigung und Ausgleich sind nach Maßgabe des § 16 
Abs. 1, 2 und 3 des Brandenburgischen Wassergesetzes zu leis­
ten. 

§ 12 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 41 Abs. 1 Nr. 2 des Wasser­
haushaltsgesetzes und des § 145 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe b des 
Brandenburgischen Wassergesetzes handelt, wer vorsätzlich 

oder fahrlässig eine nach den §§ 3, 4, 5 und 6 verbotene Hand­
lung ohne eine Befreiung gemäß § 8 vornimmt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
50 000 Euro geahndet werden. 

§ 13 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 5. Juni 2008 

Der Minister für Ländliche Entwicklung,

Umwelt und Verbraucherschutz


Dr. Dietmar Woidke


Anlage 1 

Abgrenzung der Schutzzonen 

1.	 Vorbemerkung 

Das Wasserwerk Linthe des Wasserversorgungsverbandes „Ho­
her Fläming“ befindet sich im Landkreis Potsdam-Mittelmark, 
außerhalb der Ortslage der Gemeinde Linthe, am Mittelma­
tenweg, ca. 900 m südwestlich des Ortskerns. Die vier Brunnen 
der Wasserfassung liegen unmittelbar süd- und südöstlich des 
Wasserwerks, an der Südostseite des Mittelmatenweges. Sie sind 
über eine Strecke von ca. 250 m linear von Nordwesten nach 
Südosten am Waldrand angeordnet. 

Hinweis:	 Alle in der Anlage 1 genannten Nord- und Ostwerte 
sind UTM-Koordinaten im System ETRS 89. 

Die im Folgenden genannten Verkehrswege sind selbst nicht 
Bestandteil der Schutzzonen, soweit sie deren Begrenzung bil­
den. 

2.	 Fassungsbereich (Zone I) 

Die vier Brunnen sind mit einer quadratischen Umzäunung mit 
einer Seitenlänge von ca. 20 m umgeben, wobei die Nordost­
seite etwa parallel zum Waldrand verläuft. Die Grenzen der Zo­
nen I verlaufen entlang der Umzäunungen der jeweiligen Brun­
nen. In der nachfolgenden Tabelle werden die Koordinaten der 
Brunnen aufgeführt, die die Ausgangspunkte der vorstehenden 
Beschreibung der Zonen I bilden. 
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Brunnennummer Ost-Wert (m) Nord-Wert (m) 
1 33 48 287 57 79 650 
2 33 48 225 57 79 667 
3 33 48 169 57 79 681 
5 33 48 068 57 79 754 

Die Flurstücke 64/1 und 64/2 der Flur 6 in der Gemarkung 
Linthe werden von den Zonen I teilweise erfasst. 

3. Engere Schutzzone (Zone II) 

Die Zone II befindet sich in der Flur 6 der Gemarkung Linthe. 

Die inneren Grenzen der Zone II verlaufen entlang der Gren­
zen der Zonen I. 

Die Beschreibung der äußeren Grenze der Zone II erfolgt im 
Uhrzeigersinn und beginnt ca. 180 m nordöstlich des Brunnens 5 
am Mündungspunkt eines Forstweges in den Mittelmatenweg mit 
den Koordinaten O: 33 48 144 N: 57 79 911. Beginnend an die­
sem Mündungspunkt verläuft die äußere Grenze der Zone II ca. 
383 m in südöstlicher Richtung entlang dem Forstweg, der hier 
auch die Grenze des Bergbaufeldes bildet, bis zu einem Punkt 
mit den Koordinaten O: 33 48 469 N: 57 79 713 am Waldrand, 
von dort ca. 328 m in südwestlicher Richtung entlang dem 
Waldrand und entlang einer gedachten geraden Linie bis zu ei­
nem Punkt mit den Koordinaten O: 33 48 298 N: 57 79 432 auf 
der südwestlichen Grenze des Flurstücks 65, von dort ca. 405 m 
in nordwestlicher Richtung entlang der südwestlichen Grenze 
des Flurstücks 65 bis zu dessen südwestlichem Eckpunkt am 
Mittelmatenweg, von dort ca. 12 m in nordöstlicher Richtung 
entlang dem Mittelmatenweg bis zu einem Punkt mit den Ko­
ordinaten O: 33 47 966 N: 57 79 661, von dort ca. 9 m in nord­
westlicher Richtung entlang einer gedachten geraden Linie, 
den Mittelmatenweg querend, bis zum südlichsten Eckpunkt 
des Flurstücks 13, von dort ca. 66 m in nordwestlicher Rich­
tung entlang der südwestlichen Grenze des Flurstücks 13 bis zu 
einem Punkt mit den Koordinaten O: 33 47 903 N: 57 79 701, 
von dort ca. 232 m in nordöstlicher Richtung in ca. 65 m Entfer­
nung parallel zum Mittelmatenweg entlang einer gedachten ge­
raden Linie, das Flurstück 13 (Feld) und den Wald querend, bis 
zu einem Punkt mit den Koordinaten O: 33 48 038 N: 57 79 889, 
von dort ca. 75 m in südöstlicher Richtung entlang einer 
gedachten geraden Linie bis zu einem Punkt mit den Koordina­
ten O: 33 48 099 N: 57 79 849 auf der südöstlichen Grenze 
des Mittelmatenweges, von dort ca. 77 m in nordöstlicher 
Richtung entlang dem Mittelmatenweg bis zum Mündungs­
punkt eines Forstweges in den Mittelmatenweg mit den Koor­
dinaten O: 33 48 144 N: 57 79 911, dem Ausgangspunkt der 
Beschreibung der äußeren Grenze der Zone II. 

Folgende Flurstücke liegen in der Zone II: 

Gemarkung Linthe, Flur 6 

Flurstücke: 13 (teilweise), 14/1 (teilweise), 14/2 (teilweise), 
45 (teilweise), 64/1, 64/2 (teilweise) und 65. 

4. Weitere Schutzzone (Zone III A) 

Die Beschreibung der Grenze der Zone III A beginnt am 
nordöstlichen Eckpunkt der Zone II mit den Koordinaten 
O: 33 48 469 N: 57 79 713 an einem Waldrand. 
Beginnend am nordöstlichen Eckpunkt der Zone II mit den Ko­
ordinaten O: 33 48 469 N: 57 79 713 an einem Waldrand ver­
läuft die Grenze der Zone III A im Uhrzeigersinn ca. 52 m in 
südlicher, dann ca. 117 m in südöstlicher Richtung entlang einem 
Feldweg bis zu einem Punkt mit den Koordinaten O: 33 48 565 
N: 57 79 596 auf der südöstlichen Grenze des Flurstücks 64/2 
der Flur 6 in der Gemarkung Linthe, von dort ca. 1 564 m in 
südwestlicher Richtung entlang dem Weg nach Grabow bis 
zum gemeinsamen Grenzpunkt der Gemarkungen Linthe, Gra­
bow und Jeserig/Zauche, von dort ca. 317 m in südsüdwest­
licher Richtung entlang einem Forstweg an der ostsüdöstlichen 
Grenze des Flurstücks 235 der Flur 1 der Gemarkung Grabow 
bis zu dessen südöstlichem Eckpunkt, von dort ca. 1 092 m in 
westnordwestlicher Richtung entlang dem Verbindungsweg von 
Jeserick/Zauche zur Bundesautobahn 9 (A 9) bis zum südwest­
lichen Eckpunkt des Flurstücks 51 der Flur 1 in der Gemar­
kung Grabow, von dort ca. 207 m in nördlicher Richtung ent­
lang der westlichen Grenze des Flurstücks 51 der Flur 1 in der 
Gemarkung Grabow bis zu einem Punkt mit den Koordinaten 
O: 33 46 779 N: 57 78 649, von dort ca. 178 m in westnord­
westlicher Richtung entlang einer Waldgrenze bis zu einem 
Punkt mit den Koordinaten O:  33 46 617 N: 57 78 723 an der 
Bundesautobahn 9 (A 9), von dort ca. 1 100 m in nordwest­
licher Richtung entlang diesem Verbindungsweg bis zum süd­
westlichen Eckpunkt der Forstabteilung 1444d5, von dort ca. 
210 m in nördlicher, dann 185 m in westnordwestlicher Rich­
tung entlang dem Waldrand bis zur A 9, von dort ca. 1 530 m in 
nordöstlicher Richtung entlang der A 9 bis zum nördlichsten 
Eckpunkt des Flurstücks 12 der Flur 6 in der Gemarkung Lin­
the, von dort ca. 210 m in südöstlicher Richtung entlang der 
nordöstlichen Grenze des Flurstücks 12 am Waldrand bis zu ei­
nem Punkt mit den Koordinaten O: 33 47 710 N: 57 79 824, 
von dort ca. 184 m in nordöstlicher Richtung entlang dem 
Waldrand bis zu einem Punkt mit den Koordinaten O: 33 47 847 
N: 57 79 948 in einer Feldecke, von dort ca. 300 m in ostsüd­
östlicher Richtung entlang einer gedachten geraden Linie, die 
Forstabteilung 1450c1 und den Mittelmatenweg querend, bis 
zum Mündungspunkt eines Forstweges in den Mittelmatenweg 
mit den Koordinaten O: 33 48 144 N: 57 79 911, von dort ca. 
1 203 m entgegen dem Uhrzeigersinn entlang der äußeren 
Grenze der Zone II bis zum Ausgangspunkt der Beschreibung 
der Zone III A. 

5. Weitere Schutzzone (Zone III B) 

Die Beschreibung der Grenze der Zone III B beginnt am nord­
westlichen Eckpunkt des Flurstücks 50/3 der Flur 1 der Gemar­
kung Grabow am Verbindungsweg von Jeserig/Zauche zur A 9. 
Von dort verläuft die Grenze der Zone III B im Uhrzeigersinn 
ca. 1 508 m in südsüdwestlicher Richtung entlang dem Weg 
nach Niederwerbig bis zum südöstlichen Eckpunkt des Flur­
stücks 86 in der Flur 1 der Gemarkung Grabow an einer Wege­
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kreuzung, von dort ca. 1 515 m in nordwestlicher Richtung ent­
lang dem Weg an der südwestlichen Grenze der Flur 1 der Ge­
markung Grabow bis zum südöstlichen Eckpunkt des Flur­
stücks 96 der Flur 1 in der Gemarkung Grabow an einer Wege­
kreuzung, von dort ca. 145 m in nördlicher, dann ca. 703 m in 
nordöstlicher Richtung entlang dem Feldweg bis zu einem Punkt 
mit den Koordinaten O: 33 46 368 N: 57 77 998 an einer Feld­
wegkreuzung, von dort ca. 85 m in nordwestlicher Richtung 
entlang dem Feldweg bis zum südwestlichen Eckpunkt des Flur­
stücks 31/3 der Flur 1 in der Gemarkung Grabow, von dort ca. 
155 m in nördlicher Richtung und 268 m in nordnordöstlicher 
Richtung entlang den westlichen Grenzen der Flurstücke 31/3 
und 32/3 der Flur 1 in der Gemarkung Grabow bis zum östlichs­

ten Eckpunkt des Flurstücks 32/1, von dort ca. 149 m in nord­
östlicher Richtung entlang einer gedachten geraden Linie bis 
zum südwestlichen Eckpunkt des Flurstücks 171, von dort ca. 
32 m in nördlicher Richtung entlang der westlichen Grenze des 
Flurstücks 171 bis zu dessen nordwestlichem Eckpunkt an der 
A 9, von dort ca. 168 m in nordöstlicher Richtung entlang der 
A 9 bis zum südwestlichen Eckpunkt der Zone III A mit den 
Koordinaten O: 33 46 617 N: 57 78 723, von dort ca. 1 495 m 
entlang der Grenze der Zone III A bis zum nordwestlichen 
Eckpunkt des Flurstücks 50/3 der Flur 1 der Gemarkung Gra­
bow, dem Ausgangspunkt der Beschreibung der Grenze der 
Zone III B. 
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Anlage 3 

Begriffsbestimmungen 

1.	 Umrechnungsschlüssel für Großvieheinheiten 

Tierart Großvieheinheiten 
Kälber (außer Mastkälber) und Jungvieh unter 6 Monaten 0,300 
Mastkälber 0,400 
Rinder von 6 Monaten bis 2 Jahren 0,600 
Rinder von mehr als 2 Jahren 1,000 
Equiden unter 6 Monaten (Pferde, Esel, Ponys) 0,500 
Equiden von mehr als 6 Monaten (Pferde, Esel, Ponys) 1,000 
Mutterschafe 0,150 
Schafe (außer Mutterschafe) von mehr als 1 Jahr 0,100 
Ziegen 0,150 
Ferkel 0,020 
Mastschweine 
– bei Betrachtung der gesamten Mastdauer 0,130 
– bei zweistufiger Betrachtung: 

= Läufer (20 bis 50 kg) 0,060 
= sonstige Mastschweine (über 50 kg) 0,160 

Zuchtschweine 0,300 
Geflügel 0,004 
Damwild bis zu 18 Monaten 0,050 
Damwild über 18 Monate 0,110 
Rotwild bis zu 18 Monaten 0,100 
Rotwild über 18 Monate 0,220 
Lama 0,300 
Laufvögel (z. B. Strauße) 0,240 
Mutteralpaka 0,150 

2.	 „Freilandtierhaltung“ liegt vor, wenn die unter Nummer 1 genannten Tierarten im Freien gehalten werden. 

3.	 Schwarzbrache ist gepflügter Ackerboden ohne Einsaat einer nachfolgenden Zwischen- oder Hauptfrucht, soweit dies nicht frucht­
folge- oder witterungsbedingt ausgeschlossen ist. 
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